
Die ganze Welt sah zu, als die Tali-
ban 2001 die rund 1.500 Jahre al-
ten Buddha-Statuen von Bamiyan 

in Afghanistan sprengten. 2015 konnte 
man Anhängern des sogenannten Isla-
mischen Staates (IS) dabei zusehen, 
wie sie im Museum von Mosul im Irak 
Statuen und andere Kulturgüter mit 
Vorschlaghämmern zerstörten. 

Kriege bedeuten nicht nur menschli-
ches Leid, sondern bedrohen auch das 
kulturelle Erbe der betroffenen Regio-
nen. Kulturgüter werden bei Kampf-
handlungen beschädigt oder zerstört, 
archäologische Stätten und Museen ge-
plündert. Beispiele dafür finden sich 
Anfang der 2000er-Jahre im Irak, spä-
ter in Syrien und heute in zahlreichen 
Konfliktregionen. Im Krieg Russlands 
gegen die Ukraine wurden Kirchen und 
historische Gebäude beschädigt oder 
zerstört und Museen geplündert. Seit 
März 2026 ist auch der Iran von kriegs-
bedingten Gefährdungen seines kultu-
rellen Erbes betroffen. 

 
Zerstörung und Plünderung. Die ge-

zielte Zerstörung von Kulturgut ist kein 
neues Phänomen. Seit der Antike wur-
den kulturelle und religiöse Symbole 
eines Gegners vernichtet, um auch des-
sen Identität und Geschichte zu treffen. 
Doch Kulturgüter werden in Konflik-
ten nicht nur zerstört. Sie werden auch 
geplündert und verkauft. Besonders ge-
fährdet sind die archäologischen Stät-

ten des Nahen Ostens. Viele antike 
Kulturschätze befinden sich noch un-
entdeckt im Boden und können bei ille-
galen Grabungen ohne großen techni-
schen Aufwand geborgen werden. Das 
Ausmaß solcher Plünderungen lässt 
sich teilweise auf Satellitenbildern er-
kennen. In der antiken Stadt Apamea in 
Syrien etwa hinterließen zahlreiche 
Raubgrabungen sichtbare Spuren. 
Auch der sogenannte Islamische Staat 
(IS) profitierte vom illegalen Handel 
mit Antiken. Wie bedeutend diese Ein-
nahmequelle im Verhältnis zu Steuern, 
Bankplünderungen und anderen Finan-
zierungsformen tatsächlich war, lässt 
sich allerdings nicht verlässlich bezif-
fern. 

 
Weg in den legalen Kunsthandel. Il-

legal ausgegrabene oder gestohlene 
Kulturgüter können über mehrere Zwi-
schenstationen weiterverkauft werden. 
Dabei wird ihre Herkunft verschleiert 
und mitunter mit falschen oder nicht 
überprüfbaren Provenienzangaben ver-
sehen. Als Vorbesitzer werden etwa 
längst verstorbene Sammler oder ein 
langjähriger Familienbesitz genannt. 
Die Überprüfung solcher Angaben 
kann schwierig und aufwendig sein. 

Von besonderer Bedeutung ist dabei 
das Jahr 1970. In diesem Jahr verab-
schiedete die UNESCO die Konventi-
on über Maßnahmen zum Verbot und 
zur Verhinderung der unzulässigen 

Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von 
Kulturgut. Angaben wie „Erwerb vor 
1970“ können daher für die Provenienz 
eines Objekts eine wichtige Rolle spie-
len. Auch das Internet wird für den 
Handel mit Kulturgütern genutzt. Fälle 
aus Spanien und der Schweiz zeigen, 
dass Objekte mit Verbindungen zu 
vom IS kontrollierten Gebieten auch 
auf dem regulären Kunstmarkt angebo-
ten wurden. 

 
Internationale Fahndung. Gestohle-

ne oder geraubte Kunstgegenstände 
können in der Interpol-Datenbank 
PSYCHE (Protection System for Cul-
tural Heritage) erfasst werden. Die Ein-
träge erfolgen durch die betroffenen 
Staaten; in Österreich ist dafür das Re-
ferat Kulturgutfahndung im Bundeskri-
minalamt (BK) zuständig. Über die In-
terpol-App „ID-Art“ können die Daten 
auch öffentlich und ohne Registrierung 
abgefragt werden. 

Entscheidend ist, gestohlene Objek-
te möglichst rasch zu erfassen. Im Mai 
2026 waren in der Datenbank bei-
spielsweise rund 2.800 Kunstgegen-
stände aus dem Irak, 1.120 aus Syrien, 
530 aus der Ukraine und 126 aus dem 
Iran als gestohlen registriert. Voraus-
setzung für eine Fahndung sind aller-
dings Abbildungen und Beschreibun-
gen der Gegenstände. Das ist vor allem 
bei dokumentierten Museumsbestän-
den möglich. Interpol veröffentlicht 
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Gestohlen, gehandelt, gesucht 
 

Kriege, Plünderungen und illegale Ausgrabungen bedrohen das kulturelle Erbe. Gestohlene Kulturgüter 
gelangen über internationale Handelswege auf den Kunstmarkt – ihre Herkunft nachzuweisen und ihre 

Rückgabe zu ermöglichen, ist oft schwierig.

Die INTERPOL-Kunstdatenbank hilft, gestohlene Kunstwerke  
weltweit zu identifizieren

INTERPOL-Fahndungsplakat zu gestohlenen Kulturgütern aus 
Syrien



darüber hinaus Fahndungsplakate zu 
besonders gesuchten Kunstwerken. 

 
Unbekannte Objekte. Schwieriger ist 

die Situation bei illegal ausgegrabenen 
Kulturgütern. Da diese Objekte zuvor 
nicht dokumentiert waren, können sie 
auch nicht als gestohlen ausgeschrieben 
sein. Häufig fehlen genaue Angaben zu 
Herkunft, Fundort und Zeitpunkt der il-
legalen Ausgrabung. Um solche Gegen-
stände zu erkennen und einzuordnen, ist 
daher Expertenwissen erforderlich. 

Eine Orientierung bieten die „Roten 
Listen“ des International Council of 
Museums (ICOM). Sie zeigen beispiel-
haft Kategorien von Kulturgütern aus 
besonders gefährdeten Regionen. Sol-
che Listen gibt es unter anderem für 
Ägypten, den Irak, Syrien, Libyen und 
die Ukraine. Sie enthalten keine konkre-
ten gestohlenen Gegenstände und sind 
daher keine Fahndungslisten. Sie sollen 
vielmehr Behörden, Kunsthandel und 
potenzielle Käufer dafür sensibilisieren, 
bei entsprechenden Objekten Herkunft 
und Provenienz besonders sorgfältig zu 
prüfen. 

 
„Alte Sammlungen“. Auch Kulturgü-

ter, die vor Jahrzehnten nach Europa ge-
bracht wurden, können heute Fragen 
nach ihrer Herkunft aufwerfen. Proble-
matisch sind vor allem Objekte, bei de-
nen sich nicht mehr nachvollziehen 
 lässt, wann und unter welchen Umstän-
den sie das Herkunftsland verlassen ha-
ben. Viele Staaten verfügten bereits im 
19. oder frühen 20. Jahrhundert über 
Ausfuhrbeschränkungen; Ägypten etwa 
erließ 1883 ein Antikengesetz. Fehlen 
bei heute angebotenen Objekten An-
kaufsbelege oder Ausfuhrgenehmigun-
gen, lässt sich eine rechtmäßige Ausfuhr 
oft nur schwer nachweisen. 

 
Grenzen der Kulturgutfahndung. Das 

Referat Kulturgutfahndung im Bundes-
kriminalamt wird regelmäßig über Inter-
pol oder von Botschaften kontaktiert, 
wenn Kulturgüter aus ihren Herkunfts-
staaten im österreichischen Kunsthandel 
auftauchen. Hinweise kommen auch 
von internationalen Organisationen und 
Einrichtungen, die sich mit dem Schutz 
von Kulturgut befassen. Besonders häu-
fig betreffen solche Fälle Objekte aus 
Nepal, Kambodscha, Peru, Mexiko und 
Ägypten. 

Wie schwierig eine Rückführung 
sein kann, zeigt ein Fall aus dem Jahr 
2025. In einem Wiener Auktionshaus 

wurde ein Kunstwerk aus Nepal ange-
boten, das Anfang der 1980er-Jahre ge-
stohlen worden war und in der Interpol-
Datenbank als gestohlen aufschien. Ob-
wohl dem Auktionshaus die Fahndung 
bekannt war, wurde das Objekt unter 
Vorbehalt versteigert. Die Einbringerin 
konnte eine Rechnung einer Londoner 
Galerie aus den 1980er-Jahren vorwei-
sen. 

Die Staatsanwaltschaft Wien stellte 
das Verfahren ein und nahm keine Si-
cherstellung vor. Für weitere Schritte 
wäre ein Rechtshilfeersuchen der nepa-
lesischen Behörden erforderlich gewe-
sen. Interpol Kathmandu und die nepa-
lesische Botschaft wurden informiert. 
Solche Rechtshilfeersuchen werden 
nach den Erfahrungen der Kulturgut-
fahndung jedoch häufig nicht oder nicht 
rechtzeitig übermittelt. Das Objekt 
konnte daher nicht nach Nepal zurück-
geführt werden. In solchen Fällen arbei-
tet das Referat Kulturgutfahndung eng 
mit dem Bundesdenkmalamt zusam-
men, das für Rückgaben nach dem Kul-
turgüterrückgabegesetz (KGRG) zustän-
dig ist. Der Nepal-Fall wurde im Juni 
2025 bei einer UNESCO-Konferenz 
über den illegalen Handel mit Kulturgut 
im digitalen Zeitalter als Beispiel für 
„Bad Practice“ vorgestellt. 

 
Rechtslage in Österreich. Das öster-

reichische Strafgesetzbuch enthält nur 
wenige ausdrücklich auf Kulturgüter be-
zogene Bestimmungen. Einen besonde-
ren Schutz berücksichtigen unter ande-
rem die Tatbestände des schweren Dieb-
stahls (§ 128 StGB) und der schweren 
Sachbeschädigung (§ 126 StGB). Seit 
2015 findet sich der Begriff „Kulturgut“ 
auch ausdrücklich im StGB. Hinter-
grund ist die Umsetzung des Zweiten 
Protokolls zur Haager Konvention zum 
Schutz von Kulturgut bei bewaffneten 
Konflikten. Die §§ 321c und 321e StGB 
erfassen unter anderem Kriegsverbre-
chen gegen Eigentum sowie bestimmte 
Angriffe auf geschützte Kulturgüter. 

 
Schwierige Beweisführung. Bei ge-

plünderten oder illegal ausgegrabenen 
Objekten fehlen häufig Fahndungen so-
wie Angaben zu Herkunft, Fundort und 
Tatzeit. Auch Provenienzen und alte 
Kaufbelege lassen sich Jahrzehnte spä-
ter oft nur schwer überprüfen. Für die 
Strafverfolgungsbehörden müssen je-
doch die illegale Herkunft eines Objekts 
und bei Delikten wie Hehlerei auch der 
erforderliche Vorsatz nachweisbar sein. 

Rechtliche Grenzen. Eine Sicherstel-
lung und weitere Ermittlungen setzen 
entsprechende rechtliche Voraussetzun-
gen voraus. Bei Objekten aus dem Aus-
land sind dafür häufig eine internationa-
le Fahndung oder ein Rechtshilfeersu-
chen des betroffenen Staates erforder-
lich. Gerade Kriegs- und Krisenstaaten 
können solche Ersuchen oft nicht recht-
zeitig stellen. 

Eine weitere Schwierigkeit ist der 
gutgläubige Erwerb nach den §§ 367 
und 368 ABGB. Unter bestimmten Vor-
aussetzungen kann auch an einer ge-
stohlenen Sache Eigentum erworben 
werden, etwa bei einer öffentlichen Ver-
steigerung oder beim Kauf von einem 
befugten Unternehmer. Bei Kulturgü-
tern kann dies eine spätere Rückgabe er-
heblich erschweren. 

Hinzu kommen Unterschiede zwi-
schen den nationalen Rechtsordnungen. 
In manchen Staaten stehen bestimmte 
Kulturgüter im Eigentum des Staates 
oder unterliegen strengen Ausfuhrbe-
schränkungen. Illegale Ausgrabungen 
und unerlaubte Ausfuhren können dort 
ebenfalls strafbar sein. Diese Unter-
schiede können die Strafverfolgung und 
Rückführung von Kulturgütern zusätz-
lich erschweren. 

 
Rückgabe von Kulturgut. Einen inter-

nationalen Rahmen für die Rückführung 
unrechtmäßig ausgeführter Kulturgüter 
schuf die UNESCO-Konvention von 
1970. Sie verpflichtet die Vertragsstaa-
ten zu Maßnahmen gegen die unzulässi-
ge Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung 
von Kulturgut. Voraussetzung für ihre 
Anwendung ist grundsätzlich, dass die 
beteiligten Staaten Vertragsparteien der 
Konvention sind. 

Österreich ratifizierte die Konvention 
2015 und setzte sie mit dem Kulturgü-
terrückgabegesetz (KGRG) um. In der 
Praxis besteht allerdings eine zeitliche 
Grenze: Erfolgte die unrechtmäßige 
Ausfuhr bereits vor Inkrafttreten der 
maßgeblichen Bestimmungen, kann ei-
ne Rückführung auf dieser Grundlage 
scheitern. 

Das KGRG verpflichtet auch den 
Kunsthandel zu besonderer Sorgfalt. 
Unternehmer müssen Vorsorge treffen, 
dass Kulturgüter, die unrechtmäßig nach 
Österreich eingeführt wurden, nicht 
weitergegeben werden. Vorsätzliche 
Verstöße können mit einer Geldstrafe 
von bis zu 50.000 Euro geahndet wer-
den. Die Schweiz hat den Kulturgüter-
transfer strenger geregelt. Das Schwei-
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zer Kulturgütertransfergesetz stellt be-
stimmte Formen der rechtswidrigen 
Ein- und Ausfuhr sowie des Transfers 
von Kulturgütern unter Strafe. Beim 
Verkauf gestohlener Kulturgüter kann 
auch fahrlässiges Verhalten strafrechtli-
che Folgen haben. 

 
Freiwillige Rückgaben. Trotz der 

rechtlichen Hürden gelingt es immer 
wieder, Kulturgüter sicherzustellen und 
an ihre Herkunftsstaaten zurückzuge-
ben. Eine wichtige Rolle spielen dabei 
die Ermittlerinnen und Ermittler der 
Landeskriminalämter und die Bereit-
schaft der Besitzer zur freiwilligen 
Rückgabe. Manche Sammler wollen 
keine gestohlenen oder unrechtmäßig 
ausgeführten Kulturgüter besitzen und 
erklären sich nach entsprechenden Hin-
weisen mit einer Rückgabe einverstan-
den. 

 
Rechtliche Herausforderungen. Die 

Bekämpfung der Kulturgutkriminalität 
stößt in Österreich dennoch an Grenzen. 
So besteht für die illegale Ausgrabung 
archäologischer Kulturgüter kein eige-
ner Straftatbestand. Auch bei unrecht-
mäßig aus dem Ausland eingeführten 
Objekten sind kriminalpolizeiliche Er-
mittlungen häufig von einer internatio-
nalen Fahndung oder einem Rechtshil-
feersuchen abhängig. 

Für Rückgaben nach dem Kultur -
güterrückgabegesetz sind insbesondere 
das Bundesdenkmalamt und die Zoll-
behörden zuständig. In der Praxis 
kommt auch der Polizei eine wichtige 
Rolle zu: Viele Verfahren beginnen mit 
Hinweisen auf verdächtige Objekte oder 
Sicherstellungen; kriminalpolizeiliche 
Ermittlungen können anschließend dazu 
beitragen, Herkunft und mögliche 
Straftaten zu klären. 

 
Europäische Maßnahmen. Mit einem 

Aktionsplan zur Bekämpfung des illega-
len Handels mit Kulturgütern hat die 
Europäische Kommission 2022 weitere 
Maßnahmen vorgeschlagen. Der illegale 
Handel wird darin nicht nur als Bedro-
hung für das kulturelle Erbe gesehen. Er 
kann auch organisierte Kriminalität und 
andere kriminelle Aktivitäten begünsti-
gen. Entscheidend für die Strafverfol-
gung bleiben jedoch die jeweiligen na-
tionalen rechtlichen Möglichkeiten. Ei-
nen weiteren Schritt setzte die Europäi-
sche Union mit der Verordnung (EU) 
2019/880 über die Einfuhr von Kultur-
gütern. Seit Juni 2025 steht dafür ein 

elektronisches Sys tem zur Verfügung. 
Für bestimmte Kulturgüter aus Dritt-
staaten, etwa archäologische Objekte, ist 
eine Einfuhrgenehmigung erforderlich. 
Für andere Kategorien genügt unter be-
stimmten Voraussetzungen eine Er-
klärung des Einführers. Das System soll 
die Kontrolle und Nachverfolgbarkeit 
von Kulturgütern verbessern, die in die 
Europäische Union gelangen. 

 
Kunsthandel in Österreich. Der öster-

reichische Kunst- und Auktionshandel 
dürfte von der herrschenden Rechtslage 
profitieren und in den betroffenen Spar-
ten gewaltig an Fahrt aufnehmen. So 
konnte beobachtet werden, dass Samm-
lungsauflösungen und Deakzessionen 
(„Entsammeln“) von Museen in Wien 
und nicht in den jeweiligen Herkunfts-
ländern mit bedeutenderen Kunstmärk-
ten versteigert werden. Insbesondere der 
Handel mit antiken Münzen hat in Wien 
enorm zugelegt. Ob sich unter den ange-
botenen Kunstgegenständen geplünderte 
Objekte aus rezenten Kriegs- oder Kri-
sengebieten befinden, konnte noch nicht 
bewiesen werden. Wien ist jedenfalls 
immer wieder im Visier internationaler 
Ermittlungen.  

Im November 2025 wurden in Wien 
im Rahmen einer Europol-Schwerpunk-
taktion tausende illegale antike Münzen 
und archäologische Gegenstände vom 
Landeskriminalamt Wien beschlag -
nahmt. 

 
Ethikkodex. Der österreichische 

Kunsthandel verpflichtet sich im 
„Ethikkodex für den Kunst- und An-
tiquitätenhandel“ zur Einhaltung um-
fangreicher Prinzipien zum Schutz von 
Kulturgut, schließlich spielt der Kunst-

handel eine Schlüsselrolle in der Ver-
breitung von Kulturgut an private 
Sammler und Museen. Auch Anbieter 
von Online-Plattformen sollten in die 
Pflicht genommen werden und sich 
nicht auf eine Vermittlerrolle zurückzie-
hen dürfen. 

 
Herkunft prüfen. Der illegale Handel 

mit Kulturgütern setzt letztlich voraus, 
dass sich Käufer für die Objekte finden. 
Umso wichtiger ist es, vor einem Er-
werb die Herkunft und die Besitzge-
schichte eines Gegenstands möglichst 
genau zu prüfen. Besondere Vorsicht ist 
geboten, wenn ein Objekt aus einem 
Kriegs- oder Krisengebiet stammen 
könnte oder seine Provenienz Lücken 
aufweist. Orientierung bieten unter an-
derem die „Roten Listen gefährdeten 
Kulturguts“ von ICOM sowie die 
„Checkliste für den sicheren Erwerb 
von Kulturgut“ des Kulturgüterschutz-
Panels.                                 Anita Gach
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            B U N D E S K R I M I N A L A M T

INTERPOL-Fahndungsplakat mit einer Auswahl der 94 im Jahr 2015 aus dem  
Museum von Mosul im Irak gestohlenen Kulturgüter

Checkliste für den 
sicheren Erwerb 
von Kulturgut 

Rote Liste gefähr-
deter Kulturgüter 
aus der Ukraine


